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ehr geehrte Versammelte , lieb e Friedens-
freundinnen und Friedensfreunde !

Trotz der großen Ehre , die e s für mich b edeutet,
heute hier zu Ihnen sprechen zu dürfen und trotz
des b esonderen Vertrauens , dass der Arb eitskreis
»Blumen für Stukenbro ck« mir dadurch erweist,
dass er erstmalig einen aktiven Bunde swehroffi-
zier dazu eingeladen hat, die allj ährliche Gedenkre-
de auf dem Sowj etischen Soldatenfriedhof Stuken-
bro ck zu halten, erfüllt es mich mit B eklemmung,
als deutscher Soldat hier an der Stätte des »STALAG
3 2 6« zu stehen . Handelt es sich do ch um j enen Ort,
wo vor mehr als einem halben Jahrhundert bis zu
zwei Millionen sowj etischer Soldaten unter men-
schenverachtenden Umständen vor sich hin vege-
tieren und mehrere Zehntausende von ihnen bru-
tal krepieren mussten .

Wissentlich und vorsätzlich verübt wurde die-
se s grausame Kriegsverbrechen von deutschen Sol-
daten, denen der Wehrmacht nämlich . D erselben
Wehrmacht des Dritten Reiche s, die Adolf Hitler in
Treue fest ergeb en mit preußisch-deutscher Dis-
ziplin und Gründlichkeit den »ungeheuerlichsten
Erob erungs-, Versklavungs- und Vernichtungs-
krieg, den die mo derne Ge schichte kennt« , exeku-
tierte . Ungezählte weitere Schandtaten, Kriegsver-
brechen sowie Verbrechen gegen die Menschlich-
keit bis hin zur aktiven B eteiligung an der Sho ah
rechtfertigen zweifello s das Verdikt j ener Wehr-
macht als einer verbrecherischen Organisation de s
Nazi-Regime s .

Zugleich ab er stellt das Faktum, dass die neue Ar-
mee der B onner Republik von den Angehörigen
eben j ener Wehrmacht aufgeb aut wurde , ihren un-

übersehb aren und zugleich irreversiblen Geburts-
makel dar. Was sich auch und gerade darin manifes-
tiert, dass es der Bunde swehr infolge des zähen Wi-
derstande s ewiggestriger Traditionalisten in ihren
Reihen bis heute nicht gelungen ist, ein für alle mal
und vollständig mit den unseligen Wehrmachtstra-
ditionen zu brechen .

Und no ch ein zweiter S achverhalt erfüllt mich
gegenwärtig mit B eklemmung . D ab ei handelt e s
sich um die unerträgliche , b ereits seit Jahren in un-
seren Massenmedien inszenierte D esinformations-
und Prop agandakamp agne gegen unseren europ ä-
ischen Nachb arn Russland . Anlässlich de s kriegeri-
schen Konflikte s jüngst im Kaukasus hat die Hetze
einen neuen Höhepunkt erreicht. Nur p ars pro to-
to sei zur Illustration j ene s Frontblatt eine s üb er-
kommenen Atlantizismus ‘ zitiert, das allwöchent-
lich unter dem Rubrum »Die Zeit« am hamburgi-
schen Speersort erscheint. Am 14 . Augu st diese s

Jahres machte j enes Leitmedium mit intellektuel-
lem Anspruch auf seiner Titelseite mit einem reiße-
rischen Action-Photo vorstürmender russischer In-
fanteristen auf, über dem in fetten und − wie könn-
te e s anders sein − roten Lettern zu lesen stand : »Die
russische Gefahr« . Und weiter hieß es an gleicher
Stelle : »Mit ihrem Angriff auf Georgien zeigt sich
die Großmacht so brutal wie zu Sowj etzeiten .
Kommt ein neuer Kalter Krieg?«

In der Tat hatte Michail Gorb atschow wohl ein
weise s Wort gesprochen, als er den O st-We st-Kon-
flikt mit der Ankündigung b eendete , er täte dem
Westen nun etwas ganz Schlimmes an − er nähme
ihm nunmehr nämlich seinen Feind . D o ch immer
stärker verdichtet sich nun der Eindruck, als würde

satzleiter der Polizei und vom Vertreter des Ord-
nungsamts hinter Polizeisperren verwie sen, der
Aufenthalt auf der Straße wurde uns untersagt und
unter Anwendung körperlichen Zwangs verhin-
dert, die vom Gericht zugelassene Verteilung von
Flugblättern wurde mit Gewalt unterbunden .

Drei Wochen sp äter traf die B egründung de s
Verwaltungsgerichts-B e schlusses b ei uns ein . Sie
gab uns in allen Punkten recht. Wir dürfen uns auf
der Straße aufhalten, nur nicht dort, wo der Ver-
kehr fließt, d . h . auf den Fahrb ahnen . D o ch das hat-
ten wir j a auch gar nicht vor. Wir dürfen Flugblätter
an die Insassen der ein- o der ausfahrenden Fahr-
zeuge verteilen . D as werden wir dem Amt für öf-
fentliche Ordnung und der Polizei erklären müs-
sen und wir werden auch künftig von unseren

Grundrechten Gebrauch machen, solange , bis die
Allgemeinverfügungen auch formal aufgehob en
werden . Kampflo s werden wir die massive Ein-
schränkung unserer Grundrechte j edenfalls nicht
hinnehmen, denn merke : Grundrechte , die nicht in
Anpruch genommen − und wenn es nicht anders
geht, auch eingeklagt − werden, gehen verloren .

Unser Fernziel aber ist weitaus ehrgeiziger. Wir
wollen nicht nur am Eucom und Africom demonst-
rieren dürfen . Wir wollen erreichen, dass sie samt
den zahlreichen US-Militäreinrichtungen au s
D eutschland abgezogen werden .

Dr. Wolfgang Sternstein ist Friedensforscher und
-aktivist und Versöh n ungsbund-Mitglied.

Jürgen Rose

Das Vermächtnis von Stukenbrock
Rede bei der Gedenkveranstaltung auf dem sowj etischen
Soldatenfriedhof in Stukenbrock-Senne am 6. September
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nicht nur in den warmen und sicheren Redaktions-
stub en j ournalistischer Schreibtischtäter in den
we stlichen Metropolen geradezu gelechzt nach ei-
nem neuen Feind im O sten .

Nicht nur b eklemmend , sondern im Grunde
skandalö s ist schließlich der Tatbe stand , dass
D eutschland , der atlantischen Imperialmacht in
Nib elungentreue fe st ergeb en, immer tiefer im
Sumpf de s Kriege s am Hindukusch versinkt und
dass erneut deutsche Soldaten, die smal die der
Bundeswehr, in fernen Ländern weitab der Heimat
kämpfen, sterb en und töten − zuletzt sogar Frauen
und Kinder.

Sie mögen sich an dieser Stelle vielleicht fragen,
warum ich als Offizier der Bunde swehr nicht in
meinen nationalen Ehrenkleid , sondern in ganz un-
verfänglichem Zivil hier vor Ihnen stehe . Nun, das
ist ganz einfach . Trüge ich nämlich meine Uniform,
so b eginge ich nach Auffassung des Truppen-
dienstgerichts, »ein schuldhaftes Dienstvergehen,
weil es Soldaten verb oten ist, auf politischen Veran-
staltungen Uniform zu tragen . « Mit eb endieser B e-
gründung hatte es anno 1 9 8 5 einen Bunde swehr-
kameraden verurteilt, der während der Gedenk-
veranstaltung hier in Stukenbro ck in Uniform ge-
spro chen hatte . Wo kämen wir auch schließlich
hin, wenn j eder Uniformierte so ohne Auftrag und
B efehl eigenmächtig ein Zeichen für den Frieden
setzten wollte ? (. . . )

Wenn ich nun meinen Blick auf die Gräb er derer
richte , die hier in fremder Erde fern ihrer Heimat
ruhen, nicht weil sie anderen Völkern mit Waffen-
und Kriegsgewalt eine rassistische Ideologie aufzu-
zwingen suchten, sondern weil sie ihre Heimat, ihr
»Heilige s Mütterchen Rußland« gegen einen b arb a-
risch wütenden Feind verteidigt hab en, so scheint
mir ihr Sterb en do ch so sinnlo s , wie j edweder To d
im Krieg. Ab er denno ch hab en uns j ene toten
Kämpfer ein Vermächtnis hinterlassen und das lau-
tet : Nie wieder Krieg !

Die ser leidvoll erfahrenen Mahnung war zu-
nächst auch die Politik der neuen deutschen B on-
ner Republik verpflichtet. Ebenso hat das vereinte
D eutschland die se Lehre bekräftigt, als es im so ge-
nannten » 2 + 4-Vertrag« feierlich gelobte : Von deut-
schem B o den soll nie wieder Krieg au sgehen .

D o ch ungeachtet de ssen treibt seit nunmehr
zehn Jahren eine verantwortungslo se politische
Klasse unser Land mit einer schändlichen Politik
de s Völkerrechts- und Verfassungsbruchs immer
tiefer in einen Krieg um den anderen . Angesichts
der Tatsache , dass regelmäßig zwei Drittel des deut-
schen Bundestage s gegen den erklärten Willen von
drei Vierteln der deutschen B evölkerung den von
der Bundesregierung geforderten Kriegseinsätzen
der Bundeswehr zustimmen, müssen wir alle uns
als Bürger mit und ohne Uniform um den Zustand
der D emokratie hierzulande sorgen und uns fra-
gen, wen die se Volksvertreter eigentlich zu reprä-
sentieren b eanspruchen .

Allzu b egründet sind solche Fragen und Sorgen,
ist doch seit dem 2 4 . M ärz 1 9 9 9 hierzulande nichts
mehr wie e s war. Seither nämlich wird D eutsch-
land von Friedensverrätern regiert. An j enem denk-
würdigen Frühj ahrstag vor mehr als neun Jahren
starteten erstmals wieder deutsche Kampfflugzeu-
ge gen Jugo slawien − ganz so wie in j enen glorrei-
chen Tagen als Reichsmarschall Hermann − »Ich
will Meier heißen« − Görings B omb er ihre to dbrin-
gende Last üb er B elgrad abluden − getreu der altb e-
kannten Parole »Serbien muss sterbien« . D o ch die s-
mal waren e s üb erschallschnelle »Tornado«-Jagd-
b omb er, die mit ihren »Harm«-Raketen auf »Unter-
drückung feindlicher Luftverteidigung« , wie e s im
Nato-Luftwaffenj argon heißt, spezialisiert sind .

B eiläufig offenb art dieser Terminu s technicus
zugleich das E ssenzielle de s Vorgangs : Wer näm-
lich Angreifer und wer Verteidiger war. D enn ihre
Luftangriffe − und nicht »Luftschläge« wie hirn-
faule Journalisten den englischen B egriff »Air Stri-
ke« euphemistisch ins Dummdeutsche zu üb erset-
zen pflegen − flogen die deutschen Jetpiloten an
der Seite ihrer Nato-Kameraden ohne j ede völker-
rechtliche Legitimation . Ge schlagene 78 Tage lang
b ombten und scho ssen die Nato-Luftstreitkräfte im
Rahmen der Operation »Allied Force« − entspre-
chend einer kriegsverbrecherisch zu nennenden
Luftkriegsdoktrin der U. S . Air Force − vor allem die
antiquierte Infrastruktur Serbiens zu Schutt und
Asche , ohne Rücksicht auf menschliche »Kollate-
ralschäden« . Soweit zulässige militärische Ziele −
zulässig im Sinne herkömmlicher Gebräuche de s
Krieges − getroffen werden sollten, war der Erfolg
mager : D as so genannte »B attle D amage Assess-
ment« in den nach B eendigung de s B omb enkriegs
angefertigten Erfahrungsb erichten der Militärs b e-
legte nämlich, dass nur gut ein Dutzend Panzer und
j ede Menge geschickt platzierter Ziel-Attrappen ge-
troffen wurden .

Zugleich ab er krepierten Hunderte Zivilisten −
unterschiedslo s Männer, Frauen, Kinder − im Nato-
B omben- und Raketenhagel . Und Tausende an Kör-
per und Seele Verletzter und Verstümmelter leiden
no ch heute an den Folgen de s Luftterrors .

Terror? Gewiss do ch, Terror, denn wenn Terro-
rismus gemeinhin b edeutet, unschuldige Men-
schen für politische Ziele zu opfern, dann erfüllt
auch das Töten von Zivilisten aus dem Co ckpit ei-
nes Kampfj ets zweifello s den Tatb estand des Terro-
rismus , den des Staatsterrorismus nämlich.

Verschärfend kam im Falle des Angriffs auf die
Bundesrepublik Jugo slawien, die immerhin ein
völkerrechtlich anerkannte s, souveränes Mitglied
der Vereinten Nationen war, hinzu , dass der einzig
hierzu befugte Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen der Nato kein M andat für die Anwendung mili-
tärischer Zwangsmaßnahmen erteilt hatte . Auch
lag keine Aggressionshandlung der Bunde srepub-
lik Jugo slawien gegen ein andere s Mitglied der
Staatengemeinschaft vor, welche diese s berechtigt
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hätte , von seinem in der UN-Charta verbrieften
Notwehrrecht Gebrauch zu machen . Aus völker-
rechtlicher Sicht war somit der B omb enkrieg der
Nato gegen Jugo slawien ein Angriffskrieg und so-
mit glasklar ein Bruch de s Völkerrechts .

Mit die sem Völkerrechtsbruch ging ein zu Zei-
ten des B onner Provisoriums undenkb arer, präze-
denzlo ser Akt der Missachtung des im Grundgesetz
in Ge stalt de s Artikels 2 6 verankerten Friedensge-
botes als zentraler Verfassungsnorm einher. Auf
Grundlage eines soliden Rechtsnihilismus , wie er
bekanntlich nicht allein in den Kreisen der politi-
schen Elite unsere s Lande s notorisch ist, b efahlen
die an den Schaltheb eln der B erliner Republik b e-
findlichen rot-grünen Friedensverräter: »Germans
to the Front ! « S agte ich Friedensverräter? Ja, denn
im deutschen Strafgesetzbuch firmiert der im § 8 0
geregelte einschlägige Tatb e stand der »Vorb erei-
tung eine s Angriffskrieges« unter dem Rubrum
»Friedensverrat« .

In S achen Verrat am Frieden hat die deutsche So-
zialdemokratie , die 1 9 9 9 den Kanzler stellte , schon
eine beeindruckende Bilanz aufzuweisen . Die b e-
ginnt mit der B ewilligung der kaiserlichen Kriegs-
kredite anno 1 9 1 4 und reicht üb er den Weimarer
»Bluthund« Gustav No ske , der die Reichswehr auf
deutsche Arb eiter hetzte , zu Rudolf Scharpings
Prop agandamärchen vom »Hufeisenplan« und den
von Serb en »gegrillten Föten« ; sie führt von Ger-
hard Schröders Zusicherung »uneinge schränkter
Solidarität« b ei Bushs glob alem Kreuzzug gegen
den Terror und der darauf folgenden völkerrechts-
widrigen B esetzung Afghanistans üb er die vorb e-
haltlo se Unterstützung de s anglo amerikanischen
Völkerrechtsverbrechens gegen den Irak und seine
Menschen, zur rechtsverräterischen Bunde sjustiz-
ministerin Brigitte Zyprie s , die wider b esseres Wis-
sen b ehauptet, das Nato-Bündnis verpflichte zum
Bruch des Grundge setzes , sowie zum We stenta-
schen-No ske Rainer Arnold , dem Militärexperten
der SPD im Bunde stag, der unb elehrb ar die »Opera-
tion Enduring Freedom« als völkerrechtskonform
verkauft, und endet vorläufig b ei der den USA von
der schwarz-roten Großko alition prophylaktisch
erteilten Genehmigung, für den von langer Hand
geplanten Üb erfall auf den Iran wiederum umfas-
send den deutschen Luftraum sowie die auf deut-
schem B o den b efindliche Transport- und ihre Füh-
rungsinfrastruktur zu nutzen .

D as Meisterstück an b ellizistischer Perfidie frei-
lich lieferte der vom einstigen Capo der Frankfur-
ter »Putztruppe« nach einem Intermezzo im Aus-
wärtigen Amt mittlerweile zum Princeton-Profes-
sor und »Zeit«-Kolumnisten avancierte Jo seph Fi-
scher. Gemeinsam mit seinem Spießgesellen D ani-
el Cohn-B endit gelang e s diesem Friedensverräter
p ar excellence , ohne viel Federlesens den Grund-
konsens vom Tisch zu fegen, auf den sich die B on-
ner Republik verständigt hatte , nachdem die Ang-
lo amerikaner im Westen im Bunde mit der Roten

Armee im O sten den D eutschen ihren größen-
wahnsinnigen Militarismu s gründlich ausgeb ombt
hatten . »Nie wieder Auschwitz, nie wieder Krieg« ,
so hatte die auf diese drakonische Lektion gegrün-
dete Raison d ' être der neuen deutschen D emokra-
tie gelautet. D o ch Dr. Jo seph Fischer, der von seiner
Kollegin im Amte Madeleine Albright gelernt hatte ,
die B omb e zu lieb en, hämmerte seinen Parteijün-
gern kurzerhand die Parole »Nie wieder Auschwitz
und deshalb Krieg ! « ins politische Kleinhirn . Wo-
mit vormals Friedensgrüne zu fürderhin Kriegs-
grünen mutierten . Zur üb erschäumenden Freude
all j ener, die seit langem schon den Tag herb eige-
sehnt hatten, an dem der Marschtritt deutscher Sol-
datenstiefel wieder durch die Welt hallen würde .

Fortan war in der B erliner Republik keine Rede
mehr von der vormals so emphatisch b etonten
»Kultur der Zurückhaltung« , mit der die de saströ se
deutsche Politik der kriegerischen Mittel nach
1 9 45 b eantwortet wurde . In den untersten Schich-
ten de s Schutthaufens der Ge schichte endgelagert
ist der von Franz-Jo sef Strauß mit triefendem p azi-
fistischen Patho s hingeheuchelte Schwur aus den
Gründertagen der Bunde srepublik, dass j edem
D eutschen, sollte er j emals wieder ein Gewehr an-
fassen, der Arm verdorren möge (das war selb stre-
dend b evor Strauß als Verteidigungs- und Atommi-
nister amtierte) . Nachgerade kongenial korrespon-
diert heutzutage die von Brioni-Kanzler Gerhard
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Schrö der mit typischem Aplomb verkündete »Ent-
tabuisierung de s Militärischen« mit einem in den
letzten Jahren unter politischen Entscheidungsträ-
gern mehr und mehr in Mo de gekommenen B elli-
zismus . Seit dem Ende des Kalten Krieges werden −
mit tatkräftiger Unterstützung durch das Bunde s-
verfassungsgericht ! − die in der Charta der Verein-
ten Nationen ko difizierten Einschränkungen des
Rechts zur militärischen Gewaltanwendung im-
mer weiter ausgehöhlt. Gerade die in der Nato ver-
bündeten westlichen D emokratien missbrauchen
ihre Streitkräfte immer häufiger für Einsätze , die
durch völkerrechtliche Mandate entweder keine
hinreichende o der gar keine Rechtsgrundlage ha-
b en . In b e sorgniserregender Weise entwickelt sich
ein glob al ausufernder militärischer Interventio-
nismus , der in D eutschland mit der Rhetorik von
der »Normalisierung der deutschen Außenpolitik«
legitimatorisch unterfüttert wird . Nahezu unisono
konstatiert die politische Klasse dieser Republik −
konterkariert allenfalls von der oppo sitionellen
LINKEN − , dass D eutschland »keinen Sonderstatus«
mehr b e anspruchen könne . Von der Nation werde
fortan erwartet, vermehrt »internationale Verant-
wortung« zu übernehmen . D arüb er hinaus wird
proklamiert, dass eine solche »Friedensmacht, die
seit langem für Ausgleich und internationale Hilfe«
sorge , historisch nunmehr als unb elastet zu gelten
hab e − man ist halt wieder wer.

D erlei Worthülsen, mit denen versucht wird , die
unrühmlichen Etappen vor allem der jüngeren
deutschen Vergangenheit hurtig zu entsorgen, ge-
hören heute zum Dummdeutsch der politischen
Klasse in diesem Lande . In ihnen reflektiert sich ei-
ne Art pub ertärer Unbefangenheit der B erliner Re-
publik. Die Ge schichte wird dab ei geklittert, wie
man sie gerade braucht. D o ch die Bunde srepublik
D eutschland kann nur im B ewusstsein der deut-
schen Ge schichte ihrer internationalen Verant-
wortung gerecht werden . Eine Erkenntnis , die wie-
derum zwingend eine Kultur der Zurückhaltung
b eim militärischen Agieren in der internationalen
Politik fordert.

Unter Federführung der USA hat sich in Politik
und Armee in geradezu atemb eraub ender Weise
ein fundamentaler Paradigmenwechsel der deut-
schen Außen- und Sicherheitspolitik vollzogen .
Galt zu Zeiten de s Kalten Krieges die Parole »Frie-
den schaffen mit weniger Waffen« , so handeln die
schwarz, rot, grün und manchmal gelb gewande-
ten Hohepriester des glob alen Interventionismus
getreu der M axime : Frieden schaffen mit aller Ge-
walt. Prop agandistisch camoufliert wird die se Poli-
tik mit B egrifflichkeiten wie »Politischer Pazifis-
mus« , »Krieg gegen den Terrorismus« , »Humanitäre
Intervention« o der − wie im jüngsten »Weißbuch
der Bunde sregierung zur Sicherheitspolitik und
Zukunft der Bunde swehr« − »Responsibilty to Pro-
tect« . D e facto handelt es sich inde s vornehmlich
um Glob alisierungskriege im Interesse des Club s
der Reichen .

Nicht Krieg aber kann den Frieden bringen, son-
dern allein Gerechtigkeit − Gerechtigkeit schafft
Frieden . In Abwandlung de s altb ekannten römi-
schen Wahlspruchs muss die D evise demnach lau-
ten : Wenn du den Frieden willst, so diene dem Frie-
den ! Auch wir sollten die se Wahrheit hören und da-
nach handeln . D enn e s geht um unsere Verfassung
und e s geht um unseren Frieden . Wir sind gefor-
dert, als demokratische Staatsbürger und in unse-
rer ganzen Person, beide s zu verteidigen gegen die
»schmutzige Zumutung der Macht an den Geist« ,
die einem Aperçu de s großen Karl Kraus zufolge
darin b esteht, »Lüge für Wahrheit, Unrecht für
Recht, Tollwut für Vernunft zu halten . « Dies stellt in
meinen Augen das Vermächtnis der Opfer von Stu-
kenbrock dar.

Jürgen Rose ist Oberstleutnan t der Bundeswehr
und Mitglied im dreiköpfigen Vorstand des A r-
beitskreises »Darmstädter Signal«, eines Zusam-
menschlusses kritischer ehemaliger und aktiver
Offiziere und Un teroffiziere der Bundeswehr, der
sich u. a. für den absoluten Vorrangprä ven tiver zi-
viler Ko nfliktlösungen vor m ilitärischen Maßnah-
men, eine Verkleinerung der Bundeswehr und die
A bschaffung der Wehrpflich t einsetzt so wie die
Teilnah me der Bundeswehr an »friedenserzwin-
genden m ilitärischen Ka mpfeinsä tzen« ableh n t.


